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DIE MANDANTEN-INFORMATION  

NOVEMBER 2022 

 
  

 
 
Allgemeine Steuerzahlungstermine im November 2022 
 
 
Donnerstag, 10.11.2022  Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 
 
     Umsatzsteuer 
 
Dienstag, 15.11.2022   Gewerbesteuer 
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Europäischer Handel: Kumulativer innergemeinschaftlicher Erwerb und die Umsatzsteuer 
 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat entschieden, dass es zu einem kumulativen innergemein-
schaftlichen Erwerb auch im Mitgliedstaat des Beginns der Beförderung der erworbenen Gegen-
stände kommen kann, wenn der Erwerber die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
(USt-IdNr.) des Abgangsmitgliedstaats verwendet. Ein kumulativer innergemeinschaftlicher Erwerb 
liegt jedoch nicht vor, wenn bereits die innergemeinschaftliche Lieferung steuerpflichtig war und kein 
Recht auf Vorsteuerabzug bestand. Andernfalls würde die Umsatzsteuer doppelt festgesetzt. 
 

Der Urteilsfall betraf ursprünglich falsch beurteilte Reihengeschäfte. Der niederländische Erwerber B 
erwarb unter Angabe seiner polnischen USt-IdNr. Gegenstände vom polnischen Lieferer BOP. Die 
Lieferungen von BOP an B wurden als inländische Lieferungen innerhalb Polens eingestuft, auf die 
der polnische Umsatzsteuersatz angewandt wurde. Die Lieferungen an seinen Abnehmer C in einem 
anderen Mitgliedstaat behandelte B als steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferungen. C wiederum 
versteuerte im Mitgliedstaat der Beendigung der Beförderung ordnungsgemäß einen 
innergemeinschaftlichen Erwerb. 
 

Das polnische Finanzamt war jedoch der Ansicht, dass die bewegte Lieferung nicht der zweiten 
Lieferung (von B an C), sondern der ersten Lieferung in der Reihe (von BOP an B) zuzuordnen sei. 
Folglich habe BOP innergemeinschaftliche Lieferungen in Polen getätigt. Diese werden vom Finanz-
amt nicht steuerfrei behandelt, sodass polnische Umsatzsteuer abzuführen war. B wurde der 
Vorsteuerabzug für die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer versagt. Aufgrund der abweichenden 
Zuordnung der bewegten Lieferung habe B innergemeinschaftliche Erwerbe im Mitgliedstaat der 
Beendigung der Beförderung getätigt. Zudem habe B aufgrund der Verwendung der polnischen  
USt-IdNr. kumulative innergemeinschaftliche Erwerbe in Polen begründet. 
 

Der EuGH stellte klar, dass die ursprünglich falsche Zuordnung der bewegten Lieferung in einer Reihe 
grundsätzlich zu einem kumulativen innergemeinschaftlichen Erwerb in dem Mitgliedstaat führen 
kann, der dem Erwerber die von ihm für den innergemeinschaftlichen Erwerb verwendete USt-IdNr. 
erteilt hat. Im Urteilsfall wurde jedoch auch Umsatzsteuer auf die innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen erhoben, während dem Erwerber B kein Vorsteuerabzug gewährt wurde. Die innergemein- 
schaftlichen Lieferungen wurden somit nicht steuerfrei behandelt. Im Ergebnis wandte sich der EuGH 
dennoch gegen die Besteuerung eines kumulativen innergemeinschaftlichen Erwerbs, da dies nicht 
mit den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und der steuerlichen Neutralität im Einklang stehe. 
 

Hinweis: Das Urteil macht deutlich, dass es in der Praxis wichtig ist, Reihengeschäfte hinsichtlich der 
bewegten und der ruhenden Lieferung zutreffend zu beurteilen und die korrekte Verwendung der 
USt-IdNr. sicherzustellen. 
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Vorweggenommene Erbfolge: Kann ein an Dritte überlassenes Grundstück zu Verwaltungs-
vermögen führen? 
 

Im Erbschaftsteuerrecht gibt es bei einer Schenkung oder Erbschaft auch sogenanntes Verwaltungs-
vermögen. Das ist das Vermögen eines Unternehmens, welches nicht dem Betrieb selbst dient. Für 
das Verwaltungsvermögen kann keine Verschonung von der Erbschaftsteuer beantragt werden. 
Werden Grundstücke an einen Dritten überlassen, kann es sein, dass unter gewissen Um-ständen bei 
der vorweggenommenen Erbfolge trotz allem kein Verwaltungsvermögen vorliegt. Dazu muss es 
einen Pachtvertrag geben und der Dritte als Erbe eingesetzt werden. Wie ist es aber, wenn der 
Erblasser gar kein Vermögen mehr hat, welches er vererben kann? Das Finanzgericht München (FG) 
musste darüber entscheiden. 
 

Der Kläger ist Neffe des verstorbenen Ehemanns von Frau X. Er hatte von Frau X am 28.10.2007 eine 
Werkstatt gepachtet. Mit notariellem Vertrag vom 09.08.2017 übertrug Frau X im Wege der vorweg-
genommenen Erbfolge die Werkstatt und ihre anderen Vermögenswerte an den Kläger. Der Kläger 
wurde allerdings nicht als Erbe eingesetzt. Das Finanzamt stellte mit Bescheid vom 16.05.2019 den 
Grundbesitzwert und die Summe des Verwaltungsvermögens fest. Gegen die Feststellung von Ver-
waltungsvermögen erhob der Kläger erfolglos Einspruch. 
 

Die Klage vor dem FG war unbegründet. Nach dem Gesetz gehören zum Verwaltungsvermögen 
Dritten zur Nutzung überlassene Grundstücke. Eine Nutzungsüberlassung an Dritte ist jedoch dann 
nicht anzunehmen, wenn die Nutzungsüberlassung im Rahmen der Verpachtung eines ganzen 
Betriebs erfolgt, die beim Verpächter zu Einkünften aus Gewerbebetrieb führt, und wenn der Ver-
pächter des Betriebs im Zusammenhang mit einer unbefristeten Verpachtung den Pächter als Erben 
eingesetzt hat. 
 

Nach Ansicht des Gerichts sind von dieser Ausnahme auch Schenkungen als vorweggenommene 
Erbfolge erfasst. Doch eine weitere Voraussetzung ist eben auch, dass der Pächter als Erbe eingesetzt 
wird. Dies war hier nicht der Fall. Der Kläger war auch kein gesetzlicher Erbe von Frau X. An dem 
Sachverhalt ändert auch die Tatsache nichts, dass Frau X alle Vermögenswerte im Wege der vorweg-
genommenen Erbfolge an den Kläger übertragen hat und es keine weiteren Vermögenswerte gab. 
 
 

Auch nach Insolvenzeröffnung: Finanzamt darf „Erstattungsbescheide“ erlassen 
 

Insolvenzgläubiger dürfen ihre Forderungen nur nach den Vorschriften über das Insolvenzverfahren 
verfolgen. Daraus folgt, dass Steuerbescheide nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens grundsätzlich 
nicht mehr ergehen dürfen, wenn darin Insolvenzforderungen festgesetzt werden. 
 
Hinweis: Insolvenzforderungen sind Vermögensansprüche gegen den Insolvenzschuldner, die vor 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens begründet wurden. 
 

Ebenso wenig dürfen nach der Eröffnung des Insolvenzverfahrens noch Bescheide erlassen werden, 
in denen Besteuerungsgrundlagen festgestellt werden, die die Höhe der zur Insolvenztabelle 
anzumeldenden Steuerforderungen beeinflussen könnten. Stattdessen sind Steuergläubiger 
gehalten, ihre Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis nach Maßgabe des Insolvenzrechts zur 
Tabelle anzumelden. Ein Steuerbescheid über einen Steueranspruch, der eine Insolvenzforderung 
betrifft, ist daher unwirksam. 
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In einem neuen Urteil hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun aber entschieden, dass Steuerbescheide 
ausnahmsweise auch nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens wirksam ergehen können, wenn mit 
ihnen eine positive Steuer festgesetzt wird und sich unter Berücksichtigung von Anrechnungs-
beträgen insgesamt ein Erstattungsbetrag ergibt. Im zugrundeliegenden Streitfall hatte der Kläger als 
Insolvenzverwalter eine Einkommensteuererklärung für den Insolvenzschuldner und dessen Ehefrau 
beim Finanzamt eingereicht. Das Amt setzte die Einkommensteuer erklärungsgemäß in Höhe von 
rund 29.000 € fest. Unter Berücksichtigung einbehaltener Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer ergab 
sich ein Erstattungsbetrag in Höhe von rund 2.500 €. Dagegen wandte sich der Kläger mit Einspruch 
und Klage und machte geltend, das Finanzamt dürfe nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens keine 
(förmlichen) Bescheide mehr erlassen. 
 

Der BFH widersprach und erklärte, dass Bescheide in Einzelfällen noch nach Insolvenzeröffnung 
erlassen werden dürfen. Dies gilt beispielsweise für Nullbescheide sowie für Umsatzsteuerbescheide, 
mit denen eine negative Steuer festgesetzt wird und aus denen sich keine Zahllast ergibt. Ein ver-
gleichbarer Ausnahmefall liegt nach Ansicht des BFH auch dann vor, wenn sich – trotz positiver 
Steuer – unter Berücksichtigung von Anrechnungsbeträgen eine Erstattung ergibt. Denn einem der-
artigen Bescheid fehlt die „abstrakte Eignung“, sich auf anzumeldende Steuerforderungen aus-
zuwirken. Damit hatte das Finanzamt keine Insolvenzforderung festgesetzt, die nur nach den Vor-
schriften über das Insolvenzverfahren verfolgt werden konnte. 
 
 

Kostendeckelung bei Firmenwagen: Leasingsonderzahlungen fließen zeitanteilig in Gesamtkosten 
ein 
 

Wenn Sie einen Firmenwagen auch für private Zwecke nutzen, sollten Sie wissen, dass Sie den zu 
versteuernden pauschalen 1-%-Vorteil deckeln können: Wenn Sie dem Finanzamt nachweisen, dass 
die tatsächlichen Gesamtaufwendungen des Fahrzeugs des jeweiligen Jahres geringer ausgefallen 
sind als der pauschal ermittelte Entnahmewert für dieses Jahr, dürfen Sie den niedrigeren Wert 
ansetzen. Bei dieser Kostendeckelung bilden also die Gesamtkosten des Fahrzeugs die Obergrenze 
für die Entnahmebesteuerung. 
 

Ob und wie Leasingsonderzahlungen in die Gesamtkosten einzurechnen sind, hat nun den Bundes-
finanzhof (BFH) beschäftigt. Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Arzt (Einnahmenüberschussrechner) 
einen hochpreisigen Firmenwagen geleast und dafür im Jahr 2011 eine Leasingsonderzahlung von 
21.888 € geleistet. Für die Folgejahre 2012 bis 2014 beanspruchte er beim Finanzamt die Kosten-
deckelung und rechnete dabei die Leasingsonderzahlung nicht in die Gesamtkosten ein. Das Finanz-
amt bezog die Sonderzahlung jedoch, verteilt über den gesamten Leasingzeitraum, ein, sodass die 
Gesamtkosten letztlich höher ausfielen als die 1-%-Pauschale. Daher kam die Kostendeckelung nicht 
zum Zuge. 
 

Der BFH bestätigte die Berechnungsweise des Finanzamts und wies darauf hin, dass die von dem Arzt 
angesetzten Gesamtaufwendungen des Fahrzeugs nur deshalb so niedrig waren, weil ein Großteil der 
Fahrzeugkosten durch die Leasingsonderzahlung in ein einzelnes Jahr vorverlagert worden war. 
Diesem Umstand hat die Vorgehensweise des Finanzamts zutreffend Rechnung getragen, indem es 
die Leasingsonderzahlung als vorausbezahltes Nutzungsentgelt auf die Laufzeit des Leasingvertrags  
verteilte. 
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Hinweis: Dass der Arzt seinen Gewinn durch Einnahmenüberschussrechnung ermittelt hatte und bei 
ihm somit Ausgaben in dem Veranlagungszeitraum steuerlich berücksichtigt werden müssen, in dem 
sie abgeflossen sind, war nach Gerichtsmeinung unerheblich. Die Bundesrichter verwiesen darauf, 
dass der Gesetzgeber mit den unterschiedlichen Gewinnermittlungsarten keine unterschiedliche Ent-
nahmebesteuerung herbeiführen wollte. 
 
 

Veräußerungsgewinn: Nutzung zu eigenen Wohnzwecken – was ist das? 
 
Wenn man ein Haus verkauft, kann dies unter Umständen zu einem steuerpflichtigen Veräußerungs-
gewinn führen. Das hängt einerseits davon ab, wie lange man das Haus schon besitzt, und anderer-
seits davon, wie es genutzt wurde. Bewohnt man das Haus selbst, ist der Verkauf steuerfrei – 
unabhängig von der Besitzdauer. Aber was genau sind eigene Wohnzwecke? Reicht es vielleicht, 
wenn man den eigenen Kindern das Haus überlässt? Darüber hatte das Finanzgericht Münster (FG) 
im Streitfall zu urteilen. 
 

Der Kläger war verheiratet und Vater zweier Kinder. Die Eheleute waren je zur Hälfte Miteigentümer 
eines Grundstücks. Im Rahmen ihrer Scheidung im Jahr 2014 schloss der Kläger mit der Kindsmutter 
eine Scheidungsfolgenvereinbarung, wonach die Kindsmutter ihren Miteigentumsanteil auf den 
Kläger übertrug. Zugleich räumte die Vereinbarung der Kindsmutter das Recht ein, das Hausgrund-
stück mit den gemeinsamen Kindern bis 2018 bzw. Ende 2019 unentgeltlich zu nutzen. Hätte der 
Kläger die Immobilie bis dahin verkauft, oder wäre seine Ex-Frau auf eigenen Wunsch vorzeitig 
ausgezogen, so hätte er ihr einen Mietzuschuss zahlen müssen. Es war auch vereinbart, dass das 
mietfreie Wohnen eine Unterhaltsleistung des Klägers darstellt. Im Jahr 2018 veräußerte der Kläger 
das Objekt. Das Finanzamt berücksichtigte den 2014 erworbenen hälftigen Miteigentumsanteil als 
steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn. 
 

Die Klage hiergegen vor dem FG war unbegründet. Private Veräußerungsgeschäfte bei Grundstücken 
sind solche, bei denen der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung nicht mehr als zehn 
Jahre beträgt. Diese Voraussetzungen sind im Hinblick auf den vom Kläger anlässlich der Scheidung 
erworbenen Miteigentumsanteil erfüllt. Der Besteuerung steht auch nicht entgegen, dass der Kläger 
keine Gewinnerzielungsabsicht hatte. Die Ausnahme von der Besteuerung aufgrund einer Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken kam ebenfalls nicht in Betracht. Denn eine solche Nutzung liegt nicht vor, 
wenn der Steuerpflichtige die Wohnung entgeltlich oder unentgeltlich an einen Dritten überlässt, 
ohne sie zugleich selbst zu bewohnen. Zwar kann die Überlassung an eigene Kinder begünstigt sein. 
Diese Begünstigung ist aber aufgrund der Mitnutzung durch die Kindsmutter ausgeschlossen. Es liegt 
auch kein bloß von den Kindern abgeleitetes Nutzungsrecht, sondern ein selbständiges Nutzungs-
recht der Kindsmutter vor. 
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